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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


— 


We Nr. 17 


(Nr. 4867.) Statut der Genoſſenſchaft zur Melioration der Labiſchin⸗Bromberger Netze⸗ 
wieſen in den Kreiſen Schubin, Bromberg und Inowraclaw, Regierungs⸗ 
bezirk Bromberg. Vom 6. April 1858. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, nach Anhörung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl derfel- 
ben entſprechend, auf Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. $$. 56. und 
57. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1843. S. 51.), was folgt: 


F. 1. 


Um die Wieſen, welche in den Kreiſen Schubin, Inowraclaw und Brom— 
berg von der Labiſchiner Muͤhle rechts der Netze bis zur Bruͤcke bei Oburznia, 
von da zu beiden Seiten der Netze bis zum Aushebepunkte des Richtgrabens, 
ferner an der alten Netze bis gegen Przylenke, dann von der weſtlichen Feld: 
markgrenze von Przylenkerwerder zwiſchen der alten Netze, dem langen Waſſer⸗ 
graben und der nordweſtlichen und ſuͤdweſtlichen Grenze der Bromberger Stadt- 
wieſen, endlich zu beiden Seiten des Richtgrabens bis hinter den uche 
Nutzholzwerder bei Eichhorſt belegen ſind, durch Bewaͤſſerung und ntwaͤſſe⸗ 
rung zu verbeffern, werden die Beſitzer dieſer Wieſen zu einer Genoſſenſchaft 
unter dem Namen: 


weck und 
Umfang der 
Genoſſenſchaft. 


„Genoſſenſchaft zur Melioration der La biſchin-Bromberger 


Netzewieſen“ 
vereinigt. 
Die Genoſſenſchaft hat ihren Sitz in Labiſchin und ihren Gerichts⸗ 


ſtand bei dem Kreisgerichte in Schubin. Ihr ſtehen Korporationsrechte zu. 
Jahrgang 1858. (Nr. 4867.) 24 Vor⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 1. Mai 1858. 


Betheiligung 
an der Melio⸗ 


ration. 


Anlage und 


Unterhaltung. 
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KR werden derſelben in ihrem Geſchaͤftslokale in Labiſchin zu: 
geſtellt. 


$. 2* 


Die zur Genoſſenſchaft gehörigen Grundſtuͤcke mit den projektirten Haupt⸗ 
Ent⸗ und Bewaäſſerungsanlagen find auf dem von dem Wieſenbauer Rohr 
im Jahre 1854. Fopirten Generalplane verzeichnet; jedoch bleiben die nach 
Przylenke⸗Jungfernwerder und Olempino gehörigen 68 Morgen 60 Quadrat- 
Ruthen, fuͤr welche der Staupolder Nr. VI. projektirt war, fuͤr jetzt von der 
Beſtauung und der Genoſſenſchaft ausgeſchloſſen. Speziell nachgewieſen find 
die Meliorationsgrundſtücke in den Karten des Feldmeſſers Raatz vom Netze⸗ 
fluſſe, aufgenommen 1835 —36. Sektion V. VI. VII., kopirt durch Siebe, und 
Sektion VIII. und X., kopirt durch Schocho, ſowie auf dem durch Rohr 1853. 
kopirten Plane der ſtaͤdtiſch Bromberger Wieſen, und in den zu dieſen Karten 
gehoͤrigen Vermeſſungsregiſtern des Feldmeſſers Raatz Litt. A. B. C. D. E. F., 
welche ſich in den Akten des Regierungskommiſſarius befinden. 


§. 3. 


Die Genoſſenſchaft hat die vorgedachten Flächen, ſoweit es möglich und 
zweckmaͤßig iſt, zu bewaͤſſern und zu entwaͤſſern. Zu dem Ende hat dieſelbe 
die noͤthigen Gräben, Waͤſſerungsrinnen, Stauwerke, Bruͤcken und Staufchleu: 
ſen, uͤberhaupt alle dazu erforderlichen Baulichkeiten, nach dem von dem Bau— 
Inſpektor Sturtzel im Jahre 1853. aufgeſtellten, von dem Baumeiſter Schule- 
mann im Jahre 1857. ergaͤnzten Meliorationsplane nebſt Anſchlägen auszu⸗ 
führen. Erhebliche Abweichungen von dieſem Plane dürfen nur mit Genehmi— 
gung der Miniſterien fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und fuͤr 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 


Dieſe Anlagen ſind auch von der Genoſſenſchaft kuͤnftig zu unterhalten, 
ſoweit ſie zur gemeinſchaftlichen Benutzung ganzer Abtheilungen der zu melio— 
rirenden Grundſtuͤcke dienen, wogegen diejenigen Anlagen, welche nur einzelnen 
Grundbeſitzern zum Vortheile gereichen, von dieſen allein oder von mehreren 
dabei Betheiligten gemeinſchaftlich unterhalten werden muͤſſen. 


Ueber die von der Genoſſenſchaft fortdauernd zu unterhaltenden Anla⸗ 
gen und uͤber die zur Genoſſenſchaft gehoͤrigen Grundſtuͤcke iſt vom Vorſtande 
ein Kataſter zu fuͤhren. 


Der Vorſtand, insbeſondere der Direktor, Fontrolirt auch die Unterhal- 
tung derjenigen Anlagen, welche von mehreren Grundbeſitzern gemeinſam oder 
einzeln allein zu unterhalten ſind, und laͤßt das Erforderliche event. durch Exe— 
kution auf Koſten des Saͤumigen ausführen. Jedoch kann Niemand gezwun⸗ 
gen werden, Anlagen auf ſeinen Grundſtuͤcken vorzunehmen, bei welchen weder 
ein anderes Genoſſenſchaftsmitglied, noch die Genoſſenſchaft ſelbſt ein In— 
tereſſe hat. 

H. 4. 


F. 4. 


Die Koſten der erſten Anlage ſowohl, als der Unterhaltung und Ver- Aufbringung 
waltung, werden von den betheiligten Grundſtuͤcken nach Verhaͤltniß ihrer Flaͤche der Toten. 
in folgender Art aufgebracht. 

Die ganze Meliorationsflaͤche zerfaͤllt in fuͤnf Unterabtheilungen. 

Die I. Abtheilung umfaßt die Wieſen von der Labiſchiner Mühle bis 

zu den Stauwieſen an der alten Netze mit einer Fläche von circa 669 Mor⸗ 
gen 7 Quadratruthen. 

Die II. Abtheilung enthaͤlt die Wieſen von dem Aushebungspunkte des 
Richtgrabens zu beiden Seiten der alten Netze bis zum Dorfe Przylenke mit 
einer Flaͤche von circa 4006 Morgen 6 Quadratruthen. 

Die III. Abtheilung enthaͤlt diejenigen Wieſenflaͤchen, welche noͤrdlich 
von der Chauſſee von Labiſchin nach Bromberg und zwiſchen dem Richtgraben 
und den Dörfern Antonsdorf, Lubionken und Smolno bis zu dem projektirten 
Graben XXV. bis XXXI. des Generalplanes belegen ſind, mit einer Flaͤche 
von circa 393 Morgen 167 Quadratruthen. 

Die IV. Abtheilung enthält die Wieſen von der Grenze von Przylen⸗ 
kerwerder zwiſchen der alten Netze und dem langen Waſſergraben, ſoweit die 
Bromberger Stadtwieſen zu beiden Seiten des Speiſekanals liegen, mit einer 
Flaͤche von circa 2249 Morgen 88 Quadratruthen. 

Die V. Abtheilung enthaͤlt endlich die Wieſen unterhalb XXXI. der Ge⸗ 
neralkarte zu beiden Seiten des Richtgrabens bis an die alte Netze und den 
Graben, welcher von 112. der Generalkarte bei Heidchen zur Netze hinfuͤhrt, 
mit einer Flaͤche von circa 6937 Morgen 75 Quadratruthen. 

Diejenigen Koſten, welche im ausſchließlichen Intereſſe einzelner Abthei— 
lungen entſtehen, werden allein von den in dieſen Abtheilungen befindlichen 
Grundſtuͤcken, diejenigen Koſten, welche im gemeinſamen Intereſſe aller oder 
doch mehrerer Abtheilungen entſtehen, von den betheiligten Abtheilungen und 
innerhalb derſelben von den einzelnen Grundſtuͤcken nach Verhaͤltniß ihrer Flaͤche 
aufgebracht. Eine Ausnahme hiervon findet nur inſofern ſtatt, als in der Ab— 
theilung IV. die Stauwieſen nur mit zwei Drittheilen des Beitrags der Rieſel— 
wieſen herangezogen werden. 

Die Repartition der Koſten auf die einzelnen Abtheilungen nach der vor— 
ſtehenden Regel wird nach Anhoͤrung des Vorſtandes von der Regierung in 
Bromberg feſtgeſtellt. Beſchwerden darüber entſcheidet das Miniſterium für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

Wenn Grundbeſitzer in den einzelnen Abtheilungen vermeinen ſollten, 
daß ſie keinen Vortheil oder einen verhaͤltnißmaͤßig geringeren Vortheil als 
die anderen Grundbeſitzer ihrer Abtheilung von den Genoſſenſchaftsanlagen 
haben und deshalb verlangen wollen, gar nicht, oder nur mit einer geringeren 
Flache zu Beitraͤgen herangezogen zu werden, ſo iſt eine ſolche Beſchwerde 
bei dem Königlichen Kommiſſarius anzubringen, und zwar ſpaͤteſtens binnen vier 

(Nr. 4861.) 24% Wochen, 
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Wochen, nachdem das Verzeichniß der Grundbeſitzer und ihrer Flaͤchen von 
jeder Abtheilung den Vorftänden der betreffenden Gemeinden und den Ritter⸗ 
gutsbeſitzern mitgetheilt, auch dieſe Mittheilung im Amtsblatt der Regierung 
zu Bromberg und ſonſt auf ortsuͤbliche Weiſe bekannt gemacht iſt. 

Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung 
der Beſchwerdefuͤhrer, eines Vorſtandsmitgliedes und der erforderlichen Sach- 
verſtaͤndigen zu unterſuchen. 

„Die Sachoerſtaͤndigen find von der Regierung zu ernennen, und zwar 
hinſichtlich der Vermeſſung und des Nivellements ein vereideter Feldmeſſer oder 
noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der oͤkonomiſchen Fragen zwei 
landwirthſchaftliche Sachverſtaͤndige, denen ein Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndiger bei⸗ 
geordnet werden kann. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdefuͤhrer und 
das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reful- 
tate einverſtanden, ſo wird das Verzeichniß demgemaͤß berichtigt, anderenfalls 
werden die Akten der Regierung eingereicht zur Entſcheidung über die Be— 
ſchwerden. 

Binnen ſechs Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angele- 
genheiten zuläffig. 

Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdefuͤhrer. f 

Das feſtgeſtellte Verzeichniß der beitragspflichtigen Grundſtuͤcke wird von 
der Regierung ausgefertigt und dem Vorſtande zugeſtellt. 

Die Einziehung von Beiträgen kann ſchon vor der ſchließlichen Feſtſiel— 
lung des Verzeichniſſes von der Regierung angeordnet werden, vorbehaltlich 
der ſpaͤteren Ausgleichung. 

Die Zahlung der Beitraͤge zum Bau erfolgt in den dem Baubeduͤrfniß 
entſprechenden, von der Regierung zu Bromberg feſtzuſetzenden Raten. 

Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Sozietaͤtsbeitraͤge ruht als Real⸗ 
laſt unabloͤslich auf den Grundſtuͤcken. 

Die Zahlung der Beitraͤge kann von dem Sozietaͤtsdirektor in eben der 
Art, wie dies bei den oͤffentlichen Laſten zulaͤſſig iſt, durch Exekution erzwun⸗ 
gen werden. f 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Paͤchter, Nutznießer, oder andere 
Beſitzer eines verpflichteten Grundſtuͤcks, vorbehaltlich ſeines Regreſſes an den 
eigentlich Verpflichteten. 


$ 9. 


Zur Erleichterung der Intereſſenten foll ein Theil der Anlagekoſten durch 
Darlehne gedeckt werden, deren Aufnahme der Vorſtand unter enehmigung 
der Regierung zu bewirken hat. An dieſen Darlehnen hat aber der W 

er 
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der Herrſchaft Labiſchin keinen Antheil; derſelbe bringt vielmehr den Geſammt⸗ 
betrag des auf ſeine Flaͤchen treffenden Koſtentheils unmittelbar auf, wogegen 
er fuͤr ſeine Flaͤchen auch bei der Verzinſung und Abzahlung der Darlehne 
unbetheiligt bleibt. Die uͤbrigen Intereſſenten nehmen an den Darlehnen reſp. 
an der Verzinſung und Ruͤckzahlung derſelben in demjenigen Verhaͤltniß Theil, 
in welchem ſie uͤberhaupt zu den Koſten beitragen. 5 


H. 6. 


Jedes Mitglied der Genoſſenſchaft hat derſelben von feinen Grundſtuͤcken Grund-ent⸗ 
diejenigen Flächen, welche zum Bau der Zuleitungs- und Ableitungs⸗Kanaͤle, chädigung. 
ſowie zur Anlegung der Schleuſen, Damme und ſonſtigen Bauwerke erforderlich 
find, abzutreten, und zwar inſoweit ohne Entſchaͤdigung, als der bisherige 
Nutzungswerth nach vorausſichtlicher Schaͤtzung durch die ihm demnaͤchſt ver— 
bleibende Grasnutzung auf den Dammdoſſirungen und Uferraͤndern, und durch 
die ſonſtigen aus dem Bau erwachſenden zufaͤlligen Vortheile aufgewogen wird. 
Streitigkeiten hieruͤber werden mit Ausſchluß des Rechtsweges vom Vorſtande, 
event. ſchiedsrichterlich entſchieden ($. 16.). 1 

Die ſonſtigen zur Ausfuͤhrung der Melioration, namentlich zur Anle— 
gung der Kanaͤle, Bruͤcken, Schleuſen, Wehre, Waͤrterhaͤuſer und Wege erfor⸗ 
derlichen Grundſtuͤcke werden im Mangel der Einigung von der Sozietät nach 
den Vorſchriften des Geſetzes über die Benutzung der Privatfluͤſſe vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843. erworben. 

Wegen Auszahlung der Geldverguͤtigung fuͤr die der Expropriation un⸗ 
terworfenen Grundſtuͤcke kommen die fuͤr den Chauſſeebau hieruͤber beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen in Anwendung. 


. 
An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht ein Direktor und ein Vorſtand Junere Ber 
von ſieben Mitgliedern. haft 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Im Allge- 


meinen. 
Nur fuͤr die baaren Auslagen iſt dem Direktor eine Remuneration von 


dem Vorſtande feſtzuſetzen. 
Der Direktor wird von der Regierung zu Bromberg auf drei Jahre 
ernannt. 


$. 8. 


Der Vorſtand wird nach Maaßgabe der im F. 4. für die Aufbringung Buüdung des 
der Koſten feſtgeſtellten Abtheilungen zuſammengeſetzt und beſteht: Vorſtandes. 
1) aus dem Beſitzer der Herrſchaft Labiſchin als Vertreter der I. Abthei— 
lung und als Hauptintereſſent bei der V. Abtheilung mit drei Stimmen 


und der Befugniß, ſich durch ſeinen Generalbevollmaͤchtigten vertreten zu 
(Nr. 4867) laſſen, 


8 


laſſen, welcher aus der Zahl ſeiner oberen Wirthſchaftsbeamten einen 
Subſtituten für Behinderungsfaͤlle ein- für allemal ernennen darf; 

2) aus drei Vertretern, welche von den Grundbeſitzern der II. und III. Ab⸗ 
theilung, einſchließlich des Beſitzers der Herrſchaft Labiſchin, gewaͤhlt 


w 


erden. 
Zu dem Ende zerfallen dieſe Abtheilungen in folgende drei Wahlkreiſe: 


a) der erſte Wahlkreis umfaßt die betheiligten Beſitzer aus 


- 


1) Gut Bendzitowo, 

2) Gut Dombropko, 

3) Dorf Jacubowo, 

4) Dorf Kolankowo, 

5) Probſtei Liſſewo, fuͤr die Pfarrwieſen in Penchowo, 
6) Gut Palczyn, 

7) Adlig Bruͤhlsdorf, 

8) Gut, Dorf und Haulaͤnder Mamlitz, 
9) Jezewo Hauland, 

10) Dorf Kania, 

11) Herrſchaft Labiſchin, 

12) Dorf Czelupki, 

13) Antonsdorf, 

14) Alt⸗Dombie, 

15) Neu⸗Dombie, 

16) Dorf Jezewo, 

17) Vorwerk Jezewo, 

18) Dorf Oburznia; 


b) der zweite Wahlkreis umfaßt die betheiligten Beſitzer aus 


1) Drzewianowo, 
2) Brzozd, 
3) Vorwerk Beelitz, 
4) Dorf Stryezek, 
5) Dorf Glinke, 
6) Vorwerk Groſtwo, 
7) Groß-Neudorf, 
8) Groß-Bartelfer, 
9) Koͤniglich Bruͤhlsdorf, 
10) Hopfengarten und Seekrug, 
11) Dorf Bielawy, 
12) Klein⸗Neudorf, 
13) Gemeinde Ottorowo, 
14) Groß⸗Dembinken, 
15) Klein⸗Dembinken, 
16) Dorf Lubionken, 
17) Dorf e 
18) Dorf Kobyliarnia 
) Dorf Kobyliarnia, ar 
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19) Dorf Walowniea, 
20) Dorf Jungfernwerder, 
21) Dorf Arnoldowo; 
c) der dritte Wahlkreis umfaßt die betheiligten Beſitzer 
1) aus Stadt Labiſchin, f f 
2) der Rieſelwieſen zwiſchen dem Richtgraben und Antonsdorf bis 
an den Graben zwiſchen XXV. und XXXI. des Generalplanes. 
Jeder dieſer Wahlkreiſe waͤhlt ein Vorſtandsmitglied; 
3) aus zwei Vertretern, welche von den Grundbeſitzern der IV. Abtheilung 
gewäblt werden; 
4) aus einem Vertreter derjenigen Grundbeſitzer, welche außer der Herr: 
ſchaft Labiſchin in der V. Abtheilung betheiligt ſind. 
Jah Die Wahlen erfolgen aus der Mitte der Wahlberechtigten auf ſechs 
ahre. 
2 57 jedes Vorſtandsmitglied wird auf gleiche Weiſe ein Stellvertreter 
gewaͤhlt. 


Die ſaͤmmtlichen Vorſtandsmitglieder und deren Stellvertreter werden 
von dem Direktor mittelſt Handſchlages an Eidesſtatt verpflichtet. 


H. 9. 


Bei der Wahl der Vorſtandsmitglieder hat der, welcher mindeſtens Einen Wahlmobus. 


Morgen Magdeburger Maaß beſitzt, Eine Stimme, wer uͤber zehn bis zwan⸗ 
zig Morgen beſitzt, zwei Stimmen, uͤber zwanzig bis dreißig Morgen, drei 
Stimmen und ſo fort. Wer weniger als Einen Morgen beſitzt, iſt nicht ſtimm⸗ 
berechtigt. Wer mit feinen Meliorationskaſſen-Beitraͤgen im Ruͤckſtande iſt, 
oder den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte durch rechtskraͤftiges Erkenntniß ver: 
loren hat, darf an der Wahl nicht Theil nehmen. 


Von dem Direktor wird die Liſte der Waͤhler jeder Wahlabtheilung mit 
Huͤlfe der Gemeindevorſteher aufgeſtellt und der Wahltermin abgehalten. 

Die Liſte der Waͤhler wird vierzehn Tage lang in einem oder mehreren 
zur oͤffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen offen gelegt. Waͤhrend dieſer Friſt 
kann jeder Betheiligte Einwendungen gegen die Richtigkeit der Liſte bei dem 
Direktor erheben. . 

Die Entſcheidungen über die Einwendungen und die Prüfung der Wahl 
ſteht dem Vorſtande zu. 

Im Uebrigen ſind bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver— 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften der Staͤdte— 
Ordnung vom 30. Mai 1853. analogiſch anzuwenden. Alle drei Jahre ſcheidet 
die Haͤlfte der gewaͤhlten Vorſtandsmitglieder aus, das erſtemal nach dem Looſe 
dergeſtalt, daß die beiden Vorſtandsmitglieder der IV. Abtheilung unter einander, 
und die der II., III. und V. Abtheilung unter einander looſen. 

Die ausſcheidenden Mitglieder koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. 

(Nr. 4861.) H. 10. 


Geſchaͤfts⸗ 
Ordnung. 


Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗Direk⸗ 
tor. 


Der Vorſtand verfammelt ſich regelmäßig alljährlich zweimal, einmal im 
Fruͤhjahr und einmal im Herbſt, um unter Zuziehung des Grabeninſpektors 
(H. 12.) und Wieſenmeiſters (§. 13.) die Fruͤhjahrs- und Herbſt⸗Meliorations⸗ 
ſchau vorzunehmen, den Etat feſtzuſtellen, die Jahresrechnung abzunehmen, 
Streitigkeiten unter den Genoſſenſchaftsmitgliedern wo moglich an Ort und 
Stelle zu entſcheiden und die ſonſtigen noͤthigen Beſchluͤſſe zu faſſen. 

Nach Beduͤrfniß kann der Direktor außerordentliche Verſammlungen 
aus ſchreiben. Er iſt dazu verpflichtet, wenn die Führer von drei Stimmen im 
Vorſtande darauf antragen. 

Der Direktor iſt ſtimmberechtigter Vorſitzender des Vorſtandes mit ent- 
ſcheidendem Votum bei Stimmengleichheit. Er beruft die Vorſtandsverſamm— 
lungen, leitet die Verhandlungen und handhabt die Ordnung in den Sitzungen. 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Ver: 
handlung. Mit Ausnahme dringender Faͤlle muß dieſelbe ſieben freie Tage 
vorher erfolgen. 

Wer am Erſcheinen behindert iſt, muß die Vorladung ſeinem Stellver— 
treter mittheilen und dies ſofort dem Direktor anzeigen. 

Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn mindeſtens drei Mitglieder 
außer dem Vorſitzenden zugegen ſind. 5 

Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn der Vorſtand zum drittenmale zur 
Verhandlung uͤber denſelben Gegenſtand zuſammenberufen und dennoch die ge⸗ 
nuͤgende Anzahl nicht erſchienen iſt. Bei der zweiten und dritten Zuſammen⸗ 
berufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdruͤcklich hingewieſen werden. 

Die Beſchluͤſſe und die Namen der dabei anweſend geweſenen Mitglieder 
werden in ein beſonderes Buch eingetragen. Sie werden vom Direktor und 
den anweſenden Mitgliedern der Verſammlung vollzogen. 
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Der Direktor iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde der Genoſſenſchaft, 
vertritt dieſelbe anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber und handhabt die 
Örtliche Polizei zum Schutz der Anlagen. 

Er fuͤhrt ein Dienſtſiegel mit der Unterſchrift: 


„Direktorium der Genoſſenſchaft zur Melioration der Labiſchin⸗ 
Bromberger Netzewieſen.“ i 


Er hat insbeſondere: 


a) die Meliorations-Kaſſenbeitraͤge auszuſchreiben und einzuziehen, die Zah⸗ 
lungen innerhalb der Grenzen des Etats auf die Verwaltungskaſſe an⸗ 
zuweiſen und die Kaſſe unter Zuziehung eines anderen vom Wade 

azu 
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dazu gewaͤhlten Mitgliedes mindeſtens halbjaͤhrlich einmal ordentlich und 
jaͤhrlich einmal außerordentlich zu revidiren; 

b) den Entwurf des Etats und die Jahresrechnung nebſt einem Jahres⸗ 
bericht dem Vorſtande in der Fruͤhjahrsverſammlung vorzulegen; 

c) die Genoſſenſchaftsbeamten zu beauffichtigen und die halbjaͤhrliche Graben⸗ 
ſchau mit dem Grabeninſpektor und den Vorſtandsmitgliedern abzuhalten; 

d) den Schriftwechſel fuͤr die Genoſſenſchaft zu fuͤhren und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen. Zu Vertraͤgen und Vergleichen uͤber Gegen⸗ 
ſtaͤnde von funfzig Thalern und mehr iſt der genehmigende Beſchluß 
oder die Vollmacht des Vorſtandes beizubringen. Vertrage und Ver⸗ 
gleiche unter funfzig Thaler ſchließt der Direktor allein rechts verbindlich 
ab und hat nur die Verhandlungen nachtraͤglich dem Vorſtande zur 
Kenntnißnahme vorzulegen; 

e) der Direktor iſt endlich befugt, wegen der Uebertretungen gegen die Be: 
ſtimmungen des Statuts und des zum Schutz der Anlagen zu erlaſſenden 
Polizeireglements die Strafe bis zu drei Thalern Geldbuße oder drei Tagen 
Gefaͤngniß vorlaͤufig feſtzuſetzen nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. 
(Geſetz⸗Sammlung für 1852. Seite 245.). 

Die vom Direktor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten 
Geldbußen fließen zur Kaſſe der Genoſſenſchaft. 


In Abweſenheit und ſonſtigen Behinderungsfaͤllen kann der Direktor ſich 
durch ein Vorſtandsmitglied vertreten laſſen. Auch kann die Regierung einen 
ſolchen Vertreter aus der Mitte des Vorſtandes ernennen. 


$ 12. 


Ein mit Ent: und Bewäfferungsanlagen vertrauter, zur Anſtellung im Beamte der 
Staatsdienſt als Baumeiſter qualifizirter Sachverſtaͤndiger iſt als Grabeninſpektor % iel. 
zu engagiren. Er hat die Fruͤhjahrs⸗ und Herbſt⸗Meliorationsſchau mit dem ſpekor In. 
Vorſtande abzuhalten und außerdem, ſoweit es nothwendig iſt, die Waſſerlei⸗ 
tungen und Bauwerke von Zeit zu Zeit zu beſichtigen, deren ordentliche Unter⸗ 
haltung und Behandlung zu kontroliren, den Wieſenmeiſter und die uͤbrigen 
techniſchen Beamten zu beaufſichtigen, groͤßere Bauten ſelbſt zu veranſchlagen 
und in der Ausfuͤhrung unmittelbar zu leiten, alles nach einer vom Vorſtande 
feſtzuſtellenden Inſtruktion. 

Der Vorſtand waͤhlt den Grabeninſpektor das erſtemal auf drei, ſpaͤter 
auf ſechs Jahre, und beſtimmt deſſen Remuneration. . 


H. 13. 


Ein zweiter mit Ent⸗ und Bewaͤſſerungsanlagen vertrauter Sachverfläns Wieſenmeiſter, 
diger, der jedoch nicht als Bautechniker qualifizirt zu fein braucht, wird von 
dem Vorſtande als Wieſenmeiſter mindeſtens auf ſechs Jahre angeſtellt. Der⸗ 
ſelbe hat die Waſſervertheilung und Be- und Entwaͤſſerung auf dem ganzen 
Jahrgang 1858. (Nr. 4867.) 25 Me⸗ 
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Meliorationsgebiete unmittelbar zu leiten, die Baur und Unterhaltungskoſten zu 
veranſchlagen, die Bauten auszufuͤhren und uͤberhaupt die Unterhaltung der 
Anlagen zu beſorgen. Auch ihm wird vom Vorſtande eine Inſtruktion ertheilt, 
in der insbeſondere diejenigen Beſtimmungen enthalten ſein muͤſſen, welche auf 
den Bromberger Schiffahrtskanal und deſſen Speiſung Bezug haben (F. 17.). 


„Bei der Entwerfung dieſer Inſtruktion iſt die Königliche Kanalinſpektion 
zuzuziehen und unterliegt dieſelbe der Beſtaͤtigung der Regierung zu Bromberg. 


$. 14. 


Wieſen⸗ und Außerdem iſt zur Unterfiügung des Wieſenmeiſters die noͤthige Zahl von 

ecleuſenwär Schleuſen- und Wiefenwärtern anzuſtellen, und zwar mindeſtens drei Schleufen- 
wärter, welche die Aufficht über alle Schleuſen im Richtgraben, der alten Netze, 
dem Speiſekanal und dem Zuleitungskanale von Drzewianowo nach dem Speiſe⸗ 
kanal fuͤhren muͤſſen. 


Dem einen von ihnen muß ein Dienſtetabliſſement in der unmittelbaren 
Nähe der Haupt⸗Stauſchleuſe am Anfangspunkt des Richtgrabens gewaͤhrt 
werden, und hat derſelbe neben der ſpeziellen Aufſicht uͤber dieſe und die 
Schleuſe im Richtgraben bei Kolonie Friedrichsdorf bei beiden das Durch— 
ſchleuſen der Holzfloͤße zu beſorgen und über die richtige Haltung des Waſſer⸗ 
ſtandes nach den ihm zu ertheilenden Vorſchriften zu wachen. 


Der zweite Schleuſenwaͤrter muß ſeine Wohnung ſo angewieſen erhalten, 
daß er die Stauſchleuſe in der alten Netze bei Drzewianowo, die Schleuſen in 
dem von dort nach dem Speiſekanal fuͤhrenden Zuleiter und die Stauſchleuſen 
bis Kolunkowo beaufſichtigen kann. Der dritte Schleuſenwaͤrter endlich muß 
bei Eichhorſt ſtationirt ſein, zur Beaufſichtigung der Schleuſen bei Bielawy, 
Eichhorſt und im Speiſekanal. * 


Soweit die Ausuͤbung der vorgedachten Obliegenheiten dieſer drei Schleuſen— 
waͤrter darunter nicht leidet, koͤnnen dieſelben auch noch mit den Funktionen 
eines Wieſen⸗ und Grabenwaͤrters betraut werden. Sie erhalten vom Direktor 
eine Inſtruktion, die zuvor der Regierung zur Beſtaͤtigung vorgelegt werden muß. 


Die Inſtruktion fuͤr die etwa noch außerdem anzuſtellenden Wieſenwaͤrter 
bedarf dieſer Genehmigung nicht. 


Die Anſtellung der Wieſenwaͤrter und die Beſtimmung ihrer Beſoldung 
erfolgt durch den Vorſtand, ſoweit nicht fuͤr die I. und V. Abtheilung der Be⸗ 
ſitzer der Herrſchaft Labiſchin die erforderlichen Perſonen ſelbſt anzuſtellen und 
zu beſolden uͤbernimmt. e. 

Dienftvernachläffigung oder Ungehorſam der Waͤrter wird von dem Di: 
rektor mit Verweis und Geldſtrafen bis zu drei Thalern geruͤgt. Dieſe Strafen 
fließen in die Genoſſenſchaftskaſſe. g 

Die Entlaſſung der Wärter wird nach den Bedingungen des Engage⸗ 
ments von dem Vorſtande bewirkt. 5 
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$. 15. 


Die Verwaltung der Genoſſenſchaftskaſſe ift vom Vorſtande einem Ren⸗ mendant. 
danten zu uͤbertragen. 


Der Vorſtand ertheilt demſelben eine Inſtruktion und beſtimmt feine, Be: 
ſoldung, ſowie die von ihm zu beſtellende Kaution. 


H. 16. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern der Genoſſenſchaft Verfahren bei 
über das Eigenthum von Grundftücen, über die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang 5 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, oder über beſondere, auf Geneſſen⸗ 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ ſchaft 


ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten der Ge— 
noſſenſchaft oder die vorgeblichen Beeintraͤchtigungen eines Mitgliedes betreffenden 
Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden, inſofern nicht ein⸗ 
zelne Gegenſtaͤnde in dieſem Statute ausdruͤcklich an eine andere Behoͤrde ge⸗ 
wieſen ſind. Wi 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ficht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Direktor angemeldet werden muß. 


Das Schiedsgericht beſteht aus dem Koͤniglichen Kommiſſarius (F. 19.) 
als Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. Daſſelbe entſcheidet nach Stimmenmehrheit. 


Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt; der unterliegende Theil traͤgt 
die Koſten. 


Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden vom Vorſtande 
auf drei Jahre gewählt. 


Waͤhlbar iſt jeder Inlaͤnder, der in der Gemeinde ſeines Wohnſitzes zu 
den Öffentlichen Aemtern waͤhlbar und nicht Mitglied der Genoſſenſchaft iſt. 


§. 17. 


Die Art und Dauer der Bewaͤſſerung muß fo eingerichtet werden, daß Verhältniß 
dem Speiſekanal der zum Betriebe der Schiffahrt auf dem Bromberger Kanale ga elne 
erforderliche Waſſerzufluß nach dem von der Kanalinſpektion anzugebenden Be⸗ fegen 
duͤrfniß unter Beachtung der von letzterer zu beruͤckſichtigenden bisherigen Rechte he Sechif 
der Mühlen zugeführt und die Floͤßerei auf der Netze und dem Richtgraben fahrt und 
wie bisher getrieben werden kann. b 25 uf, 

Die Ausführung dieſer Beftimmung wird durch die von der Regierung der gans 
(Nr, 4867.) : 29° zu 


De 
bei der 2 
ſerung. 
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zu Bromberg zu genehmigenden Inſtruktionen des Wieſenmeiſters und der 
Schleuſenwaͤrter, wie durch das Bewaͤſſerungsreglement (F. 18.) bewirkt. 


Außerdem bleibt der Kanalverwaltung, wenn und reſp. fo oft ihrer Ent⸗ 
ſcheidung nach die vorerwaͤhnten Intereſſen der Schiffahrt und der Flößerei 
nicht hinreichend geſichert ſind, die vollſtaͤndige und unbeſchraͤnkte Dispoſition 
über das Waſſer und feine Leitung vorbehalten, dergeſtalt, daß fie die ihr in 
dieſer Beziehung nothwendig erſcheinenden Anordnungen ſofort ohne Wider⸗ 
ſpruch und ohne Entſchaͤdigungsanſpruͤche treffen und ausführen kann. 


Da durch Ausführung des Meliorationswerkes der Waſſerzufluß zum 
Speiſekanal und durch denſelben zum Bromberger Kanal veraͤndert wird, ſo 
hat die Meliorationsgenoſſenſchaft den Fiskus wegen aller daraus etwa herzu⸗ 
leitenden Anſpruͤche des Beſitzers der Thurmuͤhle und Kobjeliener Muͤhle zu 
vertreten, die zur Umleitung des Waſſers erforderlichen Anlagen auf eigene 
Koſten auszufuͤhren und zu unterhalten, ſowie auch das Eichhorſter Stauwehr 
nebſt dem Schutzwehr im Speiſekanal zu uͤbernehmen. Wegen der dem Fiskus 
dadurch in der Unterhaltung fuͤr die Zukunft entſtehenden rſparniſſe wird der 
Genoſſenſchaft aus Staatsfonds eine Beihuͤlfe zur Anlage von 4500 Rthlrn. 
Kapital gewährt. Dieſelbe kommt denjenigen Abtheilungen zu Gute, welche 
die Baukoſten am Speiſegraben und Eichhorſter Stauwehr zu tragen haben. 


Die Zahlung des Geldes erfolgt, ſobald die Unterhaltungspflicht jener 
Bauwerke auf die Genoſſenſchaft übergegangen iſt. 


Sollte ſpaͤter eine Schiffahrtsverbindung vom Goploſee bis zum Brom⸗ 
berger Kanal, ſei es vom Staate oder anderen von ihm konzeſſionirten Unter⸗ 
nehmern, ausgefuͤhrt werden, ſo bleibt die Genoſſenſchaft ſowohl ruͤckſichtlich des 
Umfanges, in welchem die Benutzung ihrer Anlagen fuͤr dieſen Zweck und eine 
Veränderung der Waſſerverhaͤltniſſe eintreten muß, als auch in Betreff der 
Frage, ob und welche Entſchaͤdigung in beiden Beziehungen zu gewaͤhren ſei, 
lediglich der Entſcheidung der Miniſterien für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten unterworfen. 


H. 18. 


Bei der Ab- und Zuleitung des Waſſers aus den Hauptgraͤben und in 


was die Hauptgraͤben der Genoſſenſchaft hat jedes Mitglied die Anweiſungen des 


Direktors zu befolgen. 


Kein Eigenthuͤmer darf die Bewaͤſſerung ſelbſt vornehmen ohne Zuſtim⸗ 
mung des Wieſenmeiſters, bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe von zehn 
Thaler fuͤr jeden Kontraventionsfall, die zur Genoſſenſchaftskaſſe fließen. 


Wegen des Waͤſſerungs verfahrens, der Heuwerbung und des Huͤtens auf 
den Wieſen hat der Direktor mit Zuſtimmung des Vorſtandes und unter Feſt⸗ 
ftellung Seitens der Regierung zu Bromberg die erforderlichen Reglements zu 
erlaffen, wodurch die einzelnen Mitglieder bei Vermeidung von r 

i 


bis zum Betrage von zehn Thalern zu Handlungen und Unterlaffungen im 
gegenſeitigen gemeinſchaftlichen Intereſſe verpflichtet werden koͤnnen. 


Dieſe Ordnungsſtrafen fließen gleichfalls zur Genoſſenſchaftskaſſe. 
1 19. 


Die Genoſſenſchaft iſt dem Oberaufſichtsrecht des Staates unterworfen. 


Dieſes Recht wird von der Regierung in Bromberg als Landespolizei⸗ 
Behoͤrde und in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſterium fuͤr die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts, uͤbrigens 
in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der 
Gemeinden zuſtehen. 


Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Statuts 
uͤberall beachtet, die Anlagen gut ausgefuͤhrt und ordentlich erhalten, die Schul⸗ 
den regelmaͤßig verzinſt und getilgt werden. Sie ernennt hierzu einen beſtaͤn⸗ 
digen Kommiſſarius aus ihrer Mitte. 


Diemſelben iſt Abſchrift des Etats und ein Finalabſchluß der Meliora⸗ 
tionskaſſe jaͤhrlich einzureichen. 


Die Regierung iſt befugt, Revifionen der Meliorationskaſſe und der ges 
ſammten Verwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur Beiwohnung der Gra⸗ 
benfchauen und der Vorſtandsſitzungen abzuordnen und auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes vom 11. Mai 1850. Polizeiverordnungen zum Schutze der Genoſſenſchafts⸗ 
Anlagen zu erlaſſen. 


H. 20. 


Wenn der Vorſtand unterlaͤßt oder verweigert, die der Genoſſenſchaft 
nach dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus⸗ 
haltsetat zu bringen, ſo laͤßt die Regierung nach Anhoͤrung des Vorſtandes die 
Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken, oder ſtellt die außerordent⸗ 
liche Ausgabe feſt und verfuͤgt die Einziehung der erforderlichen Beitraͤge im 
Wege der adminiſtrativen Exekution auf Koſten der Saͤumigen. 


Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen 
die bei der Regierung anzumeldende Berufung an das Miniſterium fuͤr die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 1 


H. 21. 


Die Ausfuͤhrung der Meliorationsbauten nach dem feſtgeſtellten Melio— 
rationsplane und den Beſchluͤſſen des Vorſtandes wird unter der Kontrole des 
Vorſtandes und ſeiner Mitglieder einer beſonderen Kommiſſion unter der 
Bezeichnung: 

(Nr. 4867.) „Baus 


Oberauf⸗ 
ſichtsrecht des 
Staates. 
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„ Baukommiſſion fuͤr die Melioration der Labiſchin⸗Bromberger Netze⸗ 


wieſen! i 
uͤbertragen, welche beſteht aus 
1) einem Königlichen Kommiſſarius, 
2) einem Bautechniker, 
3) zwei Vorſtandsmitgliedern. 


Den Koͤniglichen Kommiſſarius ernennt das Miniſterium für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten. Derſelbe verſieht während der Bauzeit zu: 
gleich die Geſchaͤfte des Sozietaͤtsdirektors. N 


Der Bautechniker, welcher waͤhrend der Bauzeit zugleich die Geſchaͤfte 
als Grabeninſpektor zu verſehen hat, wird von dem Vorſtande gewaͤhlt. 
Dieſe Wahl unterliegt der Beſtaͤtigung der Regierung, welche, wenn auch die 
Beſtaͤtigung der zweiten Wahl verſagt oder die Wahl verweigert wird, den 
Techniker ſelbſt ernennt. 


Wenn ein Beduͤrfniß dazu obwaltet, kann dem Bautechniker ein in der- 
ſelben Weiſe ein- fuͤr allemal zu ernennender Stellvertreter zur Seite geſetzt 
werden, der ihn in allen Behinderungsfaͤllen mit gleicher Befugniß zu vertreten 
berechtigt iſt. a 

Von den Vorſtandsmitgliedern ift eines der Beſitzer der Herrſchaft La⸗ 
biſchin, reſp. ſein Stellvertreter, das andere wird von dem Vorſtande aus ſei⸗ 
ner Mitte gewaͤhlt. ö 


Die Kommiſſlon faßt ihre Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit; bei Stim⸗ 
mengleichheit entſcheidet der Koͤnigliche Kommiſſarius als Vorſitzender. 
Zur Guͤltigkeit der Beſchluͤſſe genuͤgt die Anweſenheit des Kommiſſarius, 
des Bautechnikers und eines Vorſtandsmitgliedes. 
§. 22. 
Die Remuneration fuͤr den Koͤniglichen Kommiſſarius wird aus der 
Staatskaſſe beſtritten. 
H. 23. . 
Die Kommiſſion beſorgt die Erwerbung und Abſchreibung der Grund⸗ 
ſtuͤcke, deren Ankauf zur Ausführung des feſtgeſetzten Meliorationsplanes noth⸗ 
wendig iſt; ſie iſt verpflichtet, im Intereſſe der Genoſſenſchaft auf moͤglichſte 


Koſtenerſparniß Bedacht zu nehmen und uͤberhaupt Alles anzuordnen und zu 
veranlaſſen, was ihr zum Nutzen der Genoſſenſchaft zweckdienlich erſcheint. 


H. 24. 


Die Verträge, welche die Baukommiſſion abſchließt, ſind von allen vier 
Kommiſſions mitgliedern zu unterſchreiben. 
Ver⸗ 
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Verträge bei Gegenftänden uber fuͤnfhundert Thaler beduͤrfen zu ihrer 
Guͤltigkeit der Genehmigung des Vorſtandes. 


$. 25. 


Sobald die Ausfuͤhrung der Melioration bewirkt iſt, hoͤrt das Mandat 
der Baukommiſſion auf. Dieſelbe uͤbergiebt die Anlagen dem Vorſtande zur 
ferneren Verwaltung. Streitigkeiten, welche dabei entſtehen möchten, werden 
von dem Minifterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach An— 
laue der Regierung in Bromberg entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zu— 
aͤſſig iſt. 


H. 26. 
Wegen der Koſten fuͤr die Aufnahme der Verhandlungen behaͤlt es bei 
der Vorſchrift des Geſetzes vom 28. Februar 1843. ($. 51.) fein Bewenden. 
H. . 


Die Abaͤnderung dieſes Statutes kann nur mit landesherrlicher Geneh— 
migung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 6. April 1858, 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. Simons. v. Manteuffel II. 


(Nr. 4867—4869.) (Nr. 4868.) 
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(Nr. 4868.) Bekanntmachung der Allerhöchften Beftätigung des Statuts einer unter der Ber 
nennung „Prinz Leopold, Aktiengeſellſchaft für Huͤttenbetrieb, Puddlings⸗ 
und Walzwerk“ gebildeten, in Hurl domizilirten Aktiengeſellſchaft. Vom 
18. April 1858. 


Das Königs Majeſtät haben mittelft Allerhöchſten Erlaſſes vom 6. April 
d. J. die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter der Benennung: „Prinz Leo⸗ 
pold, Aktiengeſellſchaft für Huͤttenbetrieb, Puddlings⸗ und Walzwerk“ mit dem 
Domizil in Hurl, Buͤrgermeiſterei Iſſelburg, Kreis Rees, im Regierungsbezirk 
Duͤſſeldorf, zu genehmigen und das Geſellſchaftsſtatut zu beftätigen geruht, 
was hierdurch nach Vorſchrift des F. 3. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken zur Öffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statut durch das 
1 der Koͤniglichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht wer⸗ 
en wird. 
Berlin, den 18. April 1858. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 4869.) Bekanntmachung der Allerhoͤchſten Beftätigung des Statuts einer unter der 
Benennung „Prausker Bergwerks-Aktienverein“ gebildeten, in Goͤrlitz 
domizilirten Aktiengeſellſchaft. Vom 18. April 1858. 


Da Königs Majeftät haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 6. April 
d. J. die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter der Benennung „Prausker Berg⸗ 
werks⸗Aktienverein“ mit dem Domizil in Goͤrlitz, im Regierungsbezirk Liegnitz, 
zu genehmigen und das Geſellſchaftsſtatut zu beſtätigen geruht, was hierdurch 
nach Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. No⸗ 
vember 1843. mit der Bemerkung zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß 
der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statut durch das Amtsblatt der Koͤniglichen 
Regierung zu Liegnitz bekannt gemacht werden wird. 
Berlin, den 18. April 1858. 5 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Redigirt im Bureau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in, der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


